
 
  
Landgericht Hamburg 

  Az.: 324 O 401/17 

  
Verkündet am 18.09.2017 
 
 
 
Urkundsbeamter der Geschäftsstelle 

 

  

 
   

 

 
 

Urteil 
  

IM NAMEN DES VOLKES 
 
In der Sache 
 
 S.- V.  R.  A. GmbH & Co. KG, vertreten durch d. GmbH,  <leer> 

- Antragstellerin - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte  <leer> 
 
gegen 
 
 S.  F.  A. S&E S.L.P.,  <leer> 

- Antragsgegnerin - 
 
Prozessbevollmächtigte: 
Rechtsanwälte  <leer> 
 
 

  
erkennt das Landgericht Hamburg - Zivilkammer 24 - durch  
die Vorsitzende Richterin am Landgericht Käfer,  
den Richter am Landgericht Dr. Linke und  
den Richter Kersting  
auf Grund der mündlichen Verhandlung vom 15.09.2017 für Recht: 
 
 
1. Der Antrag wird zurückgewiesen. 

2. Die Antragstellerin hat die Kosten des Aufhebungsverfahrens zu tragen. 

3. Das Urteil ist gegen Sicherheitsleistung in Höhe von 110% des jeweils zu 
vollstreckenden Betrages vorläufig vollstreckbar. 

und beschließt: 

Der Streitwert wird auf 250.000,00 € festgesetzt. 

 

 
Tatbestand 

 
Gegenstand des Verfahrens ist ein Antrag der Antragstellerin auf Aufhebung der einstweiligen 

Verfügung der Kammer vom 20.02.2017 zum Aktenzeichen 324 O 13/17. 
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Die Antragsgegnerin ist eine spanische Rechtsanwaltskanzlei, die auf die Betreuung von 

Mandanten im Sportbereich spezialisiert ist. Sie vertritt unter anderem den deutschen Fußballer  

M.  Ö. und den portugiesischen Fußballer  C.  R.. Ferner vertritt sie den Fußballtrainer  J.  M. 

sowie den Spielerberater  J1  M1. 

Die Antragstellerin verlegt das Magazin „ D.  S.“. In der Ausgabe vom 03.12.2016 erschienen die 

Beiträge „ D.  D.  d.  R.“ und „ E.  j.  B.“, in denen unter anderem über die Einkünfte und 

Steuerpraktiken verschiedener Mandanten der Antragsgegnerin berichtet wurde, darunter  M.  

Ö.,  C.  R. und  J.  M.. Die beiden Berichterstattungen sind Teil einer unter dem Titel „Football 

Leaks“ erschienen Serie des „ S.“, mit welcher die Antragstellerin ausweislich der 

Berichterstattung das Ziel verfolgte, „einen Blick hinter die hochglanzpolierte Fassade des 

Weltfußballs“ zu ermöglichen, „in Kontrakte, Konten, Korrespondenzen“. Insbesondere hatte es 

sich die Antragstellerin zum Ziel gesetzt, finanzielle Hintergründe des Fußballgeschäfts 

aufzudecken, namentlich die Gehälter und sonstigen Einkünfte von Spielern, Provisionen von 

Spielerberatern und Praktiken der Versteuerung dieser Zuflüsse, insbesondere „die Steuermoral 

und die Steuertricks von Stars wie  C.  R. und  M.  Ö.“. 

Mit der einstweiligen Verfügung vom 20.02.2017 hat die Kammer der hiesigen Antragtellerin 

unter Androhung der gesetzlichen Ordnungsmittel die weitere Veröffentlichung bzw. Verbreitung 

weiter Teile der beiden o.g. Beiträge untersagt, da diese das Unternehmenspersönlichkeitsrecht 

der hiesigen Antragsgegnerin verletzten. Dem lag u.a. zugrunde, dass die hiesige 

Antragsgegnerin glaubhaft gemacht hatte, dass die den untersagten Passagen zugrunde 

liegenden Informationen durch einen rechtswidrigen Hackerangriff auf ihre Server erlangt 

worden waren. Die vorzunehmende Abwägung der widerstreitenden Interessen fiel vor diesem 

Hintergrund zugunsten der hiesigen Antragsgegnerin aus. 

Auf den Widerspruch der hiesigen Antragstellerin gem. § 924 ZPO hat die Kammer mit Urteil 

vom 05.05.2017 die einstweilige Verfügung nahezu vollumfänglich bestätigt. Am 21.08.2017 hat 

die hiesige Antragstellerin gegen das Urteil Berufung eingelegt; eine Begründung der Berufung 

steht indes noch aus. Der vorliegende Antrag auf Aufhebung der einstweiligen Verfügung ist am 

27.06.2017 gestellt worden. 

 

Nach Erlass der einstweiligen Verfügung ist gegen den Fußballer  C.  R. sowie gegen den 

Fußballtrainer  J.  M. mit Blick auf die ihnen auch durch die Berichterstattung der Antragstellerin 

vorgeworfenen Konstrukte zur Steuervermeidung durch die Staatsanwaltschaft  M. ein 

Ermittlungsverfahren eingeleitet worden. 

Die Antragstellerin ist der Auffassung, vor dem Hintergrund der Einleitung der 

Ermittlungsverfahren gegen  C.  R. und  J.  M. sei die einstweilige Verfügung der Kammer 

aufzuheben, da diese einen veränderten Umstand i.S.d. § 927 ZPO begründeten. Die Kammer 

habe im Rahmen der Abwägung maßgeblich darauf abgestellt, dass die in der Berichterstattung 

dargestellten Steuervermeidungsmaßnahmen der Mandanten der hiesigen Antragsgegnerin 
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offenbar nicht als rechtswidrig zu qualifizieren seien. Dies sei jedenfalls durch das eingeleitete 

Ermittlungsverfahren nunmehr anders zu beurteilen. Ferner werde aufgrund ihrer, der 

Antragstellerin, Enthüllungen auch gegen viele weitere Fußballer ermittelt, zum Teil seien sie 

schon strafrechtlich verurteilt worden. Die einstweilige Verfügung der Kammer sei auch vor dem 

Hintergrund des Urteils des OLG Stuttgart vom 08.02.2017 (Az.: 4 U 166/16, Anlage 3) 

aufzuheben. Dieses habe die Kammer bei Erlass und Bestätigung der einstweiligen Verfügung 

nicht hinreichend berücksichtigt. Entgegen der Auffassung der Antragsgegnerin sei der Antrag 

zulässig. Dem stehe auch nicht die zwischenzeitlich erfolgte Einlegung der Berufung gegen das 

die einstweilige Verfügung bestätigende Urteil der Kammer entgegen. Zwar könne das 

Rechtsschutzbedürfnis in der vorliegenden Konstellation unter bestimmten Umständen entfallen, 

jedoch sei dies individuell anhand der Umstände des Einzelfalls zu entscheiden. Vorliegend 

bestehe das Rechtsschutzbedürfnis bereits aus dem Grunde, dass eine Entscheidung über den 

Aufhebungsantrag gem. § 927 ZPO deutlich früher zu erwarten sei, als eine Entscheidung über 

die Berufung. Überdies würde die Rechtsansicht der Antragsgegnerin, nach welcher durch die 

Einlegung der Berufung das Rechtsschutzbedürfnis für den vorliegenden Aufhebungsantrag 

entfallen sei, zu willkürlichen Ergebnissen führen, da die Zulässigkeit dann davon abhängen 

würde, wann die schriftlichen Gründe des Urteils zugestellt würden und wann die Kammer einen 

Termin zur mündlichen Verhandlung über den Aufhebungsantrag anberaume. Die von der 

Antragsgegnerin in Bezug genommenen Entscheidungen (Anlagen AG2-AG4) seien vorliegend 

nicht einschlägig: Alle drei Entscheidungen hätten die fehlerhafte Vollziehung einer einstweiligen 

Verfügung zum Gegenstand. Überdies sei dort die jeweils parallele Berufung ebenfalls allein auf 

diesen Umstand gestützt worden. Auch soweit die Berufung schon vor Stellung des 

Aufhebungsantrags eingelegt gewesen sei, unterschieden sich jene Sachverhalte entscheidend 

von dem vorliegenden. 

 

Die Antragstellerin beantragt, 

die einstweilige Verfügung gemäß § 927 ZPO wegen veränderter Umstände aufzuheben. 

Die Antragsgegnerin beantragt, 

den Antrag zurückzuweisen. 

 

Sie ist der Meinung, der Antrag sei vor dem Hintergrund der eingelegten Berufung der 

Antragstellerin bereits unzulässig geworden, da hierdurch das Rechtsschutzbedürfnis der 

Antragstellerin entfallen sei. Zur Begründung beruft sich die Antragsgegnerin auf die von ihr 

beigebrachte Rechtsprechung und Literatur aus den Anlagen AG1-AG4, auf die insoweit 

verwiesen wird.  

Der Antrag sei darüber hinaus unbegründet. Der Umstand, dass gegen  C.  R. und  J.  M. 

strafrechtlich ermittelt werde, wirke sich nicht entscheidend auf die Abwägung der 
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widerstreitenden Interessen aus. Ob in Zukunft auch nur gegen einen von beiden Anklage 

erhoben oder gar eine Hauptverhandlung durchgeführt werde, sei ungewiss. Vielmehr handele 

es sich bei der Abgabe des Verfahrens gegen  C.  R. und  J.  M. aufgrund der in Rede 

stehenden Summen um einen Automatismus im spanischen Strafrecht. Dies sage jedoch nichts 

über einen etwaigen Tatverdacht aus. Mit Blick auf die von der Kammer ausweislich der 

schriftlichen Urteilsgründe zugrunde gelegten Abwägungserwägungen lägen jedenfalls keine 

veränderten Umstände vor. 

Wegen der weiteren Einzelheiten wird auf die zur Akte gereichten Schriftsätze nebst Anlagen 

sowie auf das Protokoll der mündlichen Verhandlung vom 15.09.2017 Bezug genommen. 

 
Entscheidungsgründe 

 
Der Antrag auf Aufhebung der einstweiligen Verfügung der Kammer wegen veränderter 

Umstände hat keinen Erfolg, denn er ist bereits unzulässig. Über die Frage, inwieweit der 

Vortrag der Antragstellerin veränderte Umstände i.S.d. § 927 Abs. 1 ZPO zu begründen vermag, 

war daher vorliegend nicht zu entscheiden. 

 

I. 

Der vorliegende Antrag, die einstweilige Verfügung der Kammer vom 20.02.2017 (Az.: 324 O 

13/17) wegen veränderter Umstände gem. §§ 927 Abs. 1, 936 ZPO aufzuheben, ist unzulässig, 

da es an dem erforderlichen Rechtsschutzbedürfnis der Antragstellerin fehlt.  

Aufgrund der nunmehr anhängigen Berufung der hiesigen Antragstellerin gegen das Urteil der 

Kammer vom 05.05.2017, mit welchem auf ihren Widerspruch hin die auch hier 

streitgegenständliche einstweilige Verfügung der Kammer bestätigt worden ist, ist das 

Rechtsschutzbedürfnis der Antragstellerin vorliegend nicht mehr gegeben.  

 

a) 

Will sich der Schuldner einer einstweiligen Verfügung auf die nachträgliche Veränderung 

maßgeblicher Umstände berufen, so kann er dies im Grundsatz sowohl in dem 

Aufhebungsverfahren nach §§ 927 Abs. 1, 936 ZPO als auch im Widerspruchs- oder im 

Rechtsmittelverfahren gegen die einstweilige Verfügung einwenden. Solange noch keines dieser 

Verfahren anhängig ist, hat der Schuldner insoweit ein Wahlrecht, mit welchem Rechtsbehelf er 

die veränderten Umstände geltend macht (vgl. Teplitzky, Wettbewerbsrechtliche Ansprüche und 

Verfahren, 11. Aufl. 2016, Kap. 56 Rn. 24; Musiekal/Voit, ZPO, 13. Aufl. 2017, § 927 Rn. 2; 

Zöller/Vollkommer, ZPO, 31. Aufl. 2016, § 927 Rn. 2 OLG Koblenz, GRUR 1989, 373, 374). 

Beide Rechtsbehelfe – die Berufung und der Aufhebungsantrag gem. §§ 927 Abs. 1, 936 ZPO – 

können jedoch nicht nebeneinander geführt werden. Für eine solche doppelte Prozessführung 

kann kein Rechtsschutzinteresse gegeben sein. Dies hat zur Folge, dass eines der beiden 
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Verfahren unzulässig sein muss (OLG Düsseldorf, NJW-RR 1988, 188, 189; OLG Hamm, 

FamRZ 1995, 824; Musielak/Voit, a.a.O.). In der vorliegenden Konstellation, in der sowohl eine 

Berufung als auch ein Aufhebungsverfahren gem. §§ 927 Abs. 1, 936 ZPO anhängig sind, fehlt 

folglich dem Aufhebungsantrag – und nicht der Berufung – das Rechtsschutzbedürfnis des 

Schuldners. Denn die Berufung bietet von beiden Rechtsbehelfen den umfassenderen 

Rechtsschutz. Auf das Vorliegen veränderter Umstände kann auch die Berufung erfolgreich 

gestützt werden. Darüber hinaus kann mit der Berufung neben der Rechtmäßigkeit der 

Fortdauer auch die ursprüngliche Rechtmäßigkeit des Erlasses der einstweiligen Verfügung 

angegriffen werden; der Rechtsbehelf des § 927 ZPO lässt hingegen die Rechtmäßigkeit der 

ursprünglichen Anordnung ungeprüft und kann lediglich zur Verneinung der Rechtmäßigkeit für 

die Zukunft führen (MüKo/Drescher, ZPO, 4. Aufl., § 927 Rn. 3; Thomas/Putzo, ZPO, 37. Aufl. 

2016, § 927 Rn. 4). Schließlich kann der Schuldner im Wege der Berufung auch eine das 

eigentliche Verfahren auf Erlass der einstweiligen Verfügung betreffende Kostenentscheidung 

erlangen (OLG Düsseldorf, a.a.O.). Nach den vorstehenden Ausführungen fehlt dem 

vorliegenden Aufhebungsantrag der Antragstellerin das Rechtsschutzbedürfnis.  

Das Fehlen des Rechtsschutzbedürfnisses eines Aufhebungsantrags gem. §§ 927 Abs. 1, 936 

ZPO neben einer anhängigen Berufung entspricht der herrschenden Auffassung in 

Rechtsprechung und Literatur. Der Einwand der Antragstellerin, dass die hierzu ergangene – 

und auch von der Antragsgegnerin in Bezug genommene – Rechtsprechung vorwiegend den 

Fall betreffe, in dem beide Rechtsbehelfe (ausschließlich) auf die fehlerhafte Vollziehung der 

einstweiligen Verfügung gestützt würden, rechtfertigt vorliegend keine abweichende rechtliche 

Beurteilung. Zwar mag eine fehlerhafte Vollziehung der einstweiligen Verfügung einen der 

häufigsten Fälle darstellen, in denen ein Aufhebungsantrag wegen veränderter Umstände 

gestellt wird. Die obigen Erwägungen gelten jedoch unabhängig von der konkreten Art der 

veränderten Umstände, die der jeweilige Schuldner geltend macht, und führen auch vorliegend 

zum Entfallen des Rechtsschutzbedürfnisses der Antragstellerin. 

 

b) 

Dem fehlenden Rechtsschutzbedürfnis steht – entgegen der Auffassung der Antragstellerin – 

auch nicht entgegen, dass die Antragstellerin die Berufung gegen das Urteil der Kammer vom 

05.05.2017, dessen schriftliche Gründe ihr am 26.07.2017 zugestellt wurden, erst eingelegt hat, 

nachdem sie den vorliegenden Aufhebungsantrag schon anhängig gemacht hatte. Auch in 

diesem Fall ist nicht etwa die Berufung als weitergehender Rechtsbehelf unzulässig, denn die 

Tatsache, dass bereits ein Aufhebungsverfahren anhängig ist, nimmt dem Schuldner einer 

einstweiligen Verfügung nicht das Rechtsschutzbedürfnis für eine Berufung (OLG Düsseldorf, 

a.a.O.). Auch ist bei der vorliegenden zeitlichen Abfolge keine Ausnahme von dem oben 

dargelegten Grundsatz zu machen, dass beide Rechtsbehelfe nicht parallel nebeneinander 

geführt werden können. Vielmehr führte die Einlegung der Berufung dazu, dass hinsichtlich des 

vorliegenden Aufhebungsantrags das Rechtsschutzbedürfnis der Antragstellerin nachträglich 

entfallen ist (vgl. Teplitzky, a.a.O.; MüKo/Drescher, a.a.O.; Musielak/Voit, a.a.O.). Wird Berufung 
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gegen das die einstweilige Verfügung bestätigende Urteil eingelegt, erweist sich nämlich ein 

besonderes Aufhebungsverfahren als von Anfang an überflüssig und unnötig (vgl. zu dem Fall 

einer parallelen Berufung gegen eine Urteilsverfügung OLG Düsseldorf a.a.O.). 

 

c) 

Das Rechtsschutzbedürfnis für das vorliegende Aufhebungsverfahren ist auch schon durch die 

bloße Einlegung der Berufung durch die hiesige Antragstellerin entfallen. Abweichend von der 

Auffassung der Antragstellerin ist es unschädlich, dass eine Begründung der eingelegten 

Berufung noch nicht vorlag. Denn das Rechtsschutzbedürfnis entfällt schon durch die Einlegung 

des Rechtsmittels und nicht erst, sobald die Berufung tatsächlich auf die im 

Aufhebungsverfahren geltend gemachten veränderten Umstände gestützt wird (vgl. Teplitzky, 

a.a.O.; MüKo/Drescher, a.a.O.; in letzterem Fall wird teilweise auch das Zulässigkeitshindernis 

anderweitiger Rechtshängigkeit angenommen, s. Zöller/Vollkommer, a.a.O., m.w.N.). Es ist 

insoweit die Möglichkeit ausreichend, dass der Schuldner den Einwand veränderter Umstände in 

einem anderen bereits anhängigen Verfahren geltend machen kann (OLG Koblenz, a.a.O.).  

 

d) 

Der Einwand der Antragstellerin, ihr Rechtsschutzbedürfnis sei vorliegend schon deshalb zu 

bejahen, da sie im Rahmen des Aufhebungsverfahrens schneller eine gerichtliche Entscheidung 

über die vorgebrachten veränderten Umstände erlangen könne, greift ebenfalls nicht durch. 

Zwar besteht ein anerkennenswertes Interesse der Antragstellerin, einen etwaigen Anspruch auf 

Aufhebung der einstweiligen Verfügung wegen veränderter Umstände gegebenenfalls 

schnellstmöglich durchzusetzen. Jedoch ist sowohl im Aufhebungs- als auch im 

Berufungsverfahren nach mündlicher Verhandlung durch Urteil zu entscheiden. Dass der 

Aufhebungsantrag im konkreten Fall schneller zu einer Entscheidung geführt hat, rechtfertigt 

nicht die verallgemeinernde Feststellung, dieser Antrag sei im Vergleich zur Berufung 

grundsätzlich das schnellere und einfachere Mittel zur Durchsetzung des Rechtsschutzzieles. 

Die Zulässigkeit das Aufhebungsantrags kann schon aus Gründen der Rechtssicherheit nicht 

von dem Zufall der früheren oder späteren Terminierung in dem einen oder anderen Verfahren 

abhängen (vgl. OLG Hamm, a.a.O.). 
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II. 

Die Kostenentscheidung folgt aus § 91 Abs. 1 ZPO, die Entscheidung über die vorläufige 

Vollstreckbarkeit aus § 709 ZPO. Die Streitwertfestsetzung beruht auf § 3 ZPO. 

 

 
 
  

Käfer Dr. Linke Kersting 

Vorsitzende Richterin  
am Landgericht 

Richter  
am Landgericht Richter 

   

 




